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Machtansprüche der USA

Der Fall Grönland liegt anders
ANDREAS RÜESCH

Im Hochgefühl nach ihrer Militäraktion in Vene-
zuela hat die amerikanische Regierung ihre Ansprü-
che auf Grönland erneuert. Nachdem das Thema für
viele Monate in den Hintergrund gerückt war, be-
kräftigte Präsident Trump seine Überzeugung, dass
Amerika die Insel «brauche». Das sei eine Frage
der nationalen Sicherheit. Mitarbeiter des Weissen
Hauses heizten die Debatte an mit Gedankenspie-
len über eine gewaltsame Übernahme.

Entsprechend alarmiert zeigen sich europäi-
sche Regierungen. Tatsächlich hat die Entmach-
tung Maduros klargemacht, dass sich die Regie-
rung Trump nicht um das Völkerrecht schert, wenn
sie vorrangige Interessen durchsetzen will. Die Insel
liesse sich militärisch wohl sehr schnell einnehmen.
Den dänischen Truppen bliebe bei einem Angriff der
Amerikaner nur die Kapitulation übrig.

Trotzdem bedeutet diese Ausgangslage nicht,
dass Trump nun kurzerhand seinen Traum von einer
Vergrösserung des amerikanischen Territoriums ver-
wirklicht. Venezuela und Grönland sind allzu unter-
schiedliche Fälle, als dass man nach Maduros Sturz
bald mit dem Sternenbanner über der Hauptstadt
Nuuk rechnen sollte. Ein wichtiger Unterschied
wird oft übersehen – er betrifft die internen Ent-
scheidungsabläufe in Washington. Beim amerika-

nischen Präsidentenamt ballt sich zwar enorm viel
Macht, aber jeder Präsident strebt danach, seinen
Kurs regierungsintern gut abzustützen.

Ein Beispiel dafür ist der letzte grosse Angriffs-
krieg, den die USA geführt haben – jenen gegen den
Irak. Die Invasion zum Sturz von Saddam Hussein
2003 begründete die Regierung von George W. Bush
hauptsächlich mit der Gefahr irakischer Massenver-
nichtungswaffen. In aufsehenerregenden Äusserun-
gen räumte der damalige Vizeverteidigungsminister
Paul Wolfowitz später ein, dass man sich aus «büro-
kratischen» Gründen auf diese Darstellung geeinigt
habe. «Wir legten uns auf jenen Punkt fest, dem jeder
zustimmen konnte – auf Massenvernichtungswaffen
als zentralen Grund.»

Die Regierung Bush hatte die Gefahr von ABC-
Waffen nicht erfunden, wie ihr später vorgeworfen
wurde, als sich keine Beweise für die Existenz sol-
cher Arsenale finden liessen.Aber sie brauchte eine
Argumentation, hinter der die ganze Regierung ste-
hen konnte. Manche Berater Bushs hatten Motive,
für die es keinen solchen Konsens gab. So glaub-
ten die Neokonservativen um Wolfowitz an eine
Demokratisierung der arabischen Welt, während
traditionelle Konservative wie der Pentagonchef
Donald Rumsfeld die Notwendigkeit sahen, nach
den «9/11»-Terroranschlägen ein furchteinflössen-
des Zeichen der Macht in der Region zu setzen.

Auch bei Venezuela und Grönland gibt es inner-
halb der Republikanischen Partei divergierende
Interessen. Im Fall Venezuelas wurde ein gemeinsa-
mer Nenner gefunden. Im Stile von Wolfowitz legte
sich die Regierung Trump auf jenen Grund fest,
dem jeder zustimmen konnte: Maduro ist ein Dro-
genbaron, gegen den eine Anklage in den USA vor-
liegt. Glaubt man der offiziellen Version, ging es bei
der Militäraktion somit primär um den Vollzug eines
Haftbefehls.Trump ist insofern ehrlicher, als er offen
seine Gelüste auf Venezuelas Erdöl zugibt.

Andere Regierungsmitglieder mögen hoffen, dass
dank der Militäraktion die Drogen- und Migranten-
ströme abnehmen. Das Lager um Aussenminister
Marco Rubio verfolgt die Vision eines demokrati-
schen Machtwechsels in Caracas, dem später viel-
leicht einer in Kuba folgt. Aber der gemeinsame
Nenner ist zu klein, als dass sich die Regierung
Trump für eine Grossinvasion oder einen komplet-
ten Regimewechsel entschieden hätte.

Und bei Grönland? Ein tragfähiger Minimalkon-
sens zwischen Grossmacht-Nationalisten, Isolatio-
nisten und Transatlantikern ist in dieser Frage nicht
erkennbar. Er besteht derzeit nur darin, dass Grön-
land für die USA strategisch wichtig ist. Dies reicht
nicht für eine regierungsintern abgestützte Strategie
zur Einverleibung dieses Territoriums. Rubio wird
demnächst der dänischen Seite ein weiteres Ange-

bot zum Kauf der Insel machen – wohlwissend, dass
es abgelehnt werden wird.

Er weiss auch, ebenso wie das Pentagon, dass
die USA Grönland nicht besitzen müssen, um ihre
strategischen Interessen durchzusetzen. Dänemark
ist gerne bereit, den Amerikanern dort eine stär-
kere Militärpräsenz zu gewähren. Die Realisten
in Washington machen sich auch keine Illusionen
über leicht verfügbare Bodenschätze.Anders als in
Venezuela, wo Rohöl bereits auf den Abtransport
wartet, sind Grönlands Ressourcen nur mit hohen
Kosten zu erschliessen. Widerstand kommt auch
von Republikanern im Kongress, die den Zerfall
der Nato befürchten, sollten die USA Gebiete eines
Verbündeten an sich reissen.

Ein zentraler, weithin überzeugender Grund für
ein Grönland-Abenteuer fehlt somit. Harmlos sind
die Machtansprüche Trumps trotzdem nicht, denn
sie vergiften die Beziehungen innerhalb des west-
lichen Bündnisses so oder so. Zudem lässt sich ein
Befehl Trumps zur Invasion nicht mit Sicherheit aus-
schliessen. Der Präsident hat die Macht dazu. Ein sol-
cher Schritt bedeutete – anders als der Fall Maduro –
nicht nur eine Verletzung jahrzehntealter aussenpoli-
tischer Prinzipien der USA. Er wäre auch das Sym-
ptom einer Radikalisierung an der Staatsspitze, einer
Unterordnung legitimer politischer Bedenken unter
das Ruhmesstreben eines Einzelnen.

Jahresteuerung in der Schweiz

Stabile Inflation braucht stabile Politik
THOMAS FUSTER

Gute Nachrichten für die Schweiz: Die Inflation
im Land verharrt auf tiefem Niveau. Im Dezem-
ber stiegen die Konsumentenpreise gegenüber dem
Vorjahr um nur 0,1 Prozent. Schaut man auf die
durchschnittliche Jahresteuerung für 2025, resul-
tiert mit 0,2 Prozent der tiefste Anstieg seit 2020.
Der Franken hat somit im Jahresverlauf kaum an
Kaufkraft verloren, und die Währung ist ihrem Ruf
als Stabilitätsanker gerecht geworden. Davon pro-
fitieren Arbeitnehmer und Arbeitgeber.

Die Arbeitnehmer gehören zu den Gewinnern,
weil sie 2025 mehrheitlich eine Reallohnerhöhung
erhielten. Dies nicht aufgrund der Grosszügigkeit
der Unternehmen.Vielmehr gingen die Arbeitgeber
bei der Fixierung der Löhne für 2025 von einer stär-
keren Inflation aus und erhöhten die Saläre gemäss
Lohnumfrage der UBS um durchschnittlich 1,4 Pro-
zent. Weil die Teuerung geringer ausfiel, profitieren
die Arbeiter nun im zweiten Jahr in Folge von einem
preisbereinigten Lohnplus. Die Lohneinbussen von
2022 und 2023 dürften damit kompensiert sein.

Auch die Arbeitgeber gehören zu den Gewin-
nern. Weil die Inflation hierzulande deutlich ge-
ringer ausfiel als etwa im Euro-Raum oder in den
USA, stiegen auch die Kosten moderater als bei der

ausländischen Konkurrenz. Dieser Vorteil ermög-
licht es, den Nachteil einer starken Währung und
entsprechend höherer Preise der Exportgüter im
Ausland auszugleichen. Die Schweiz profitiert also
von einer harten Währung, ohne deshalb einen be-
deutsamen Wettbewerbsnachteil zu erleiden.

Für die Schweizerische Nationalbank (SNB)
ergibt sich aufgrund der stabilen Preisentwick-
lung kein Handlungsdruck. Die Inflation liegt im
Zielbereich. Und betrachtet man den Frankenkurs
preisbereinigt und handelsgewichtet, entwickelt er
sich recht stabil. Daran ändert auch der Sinkflug
des Dollars wenig – ein Trend, der mit dem poli-
tischen Personal im Weissen Haus zu erklären ist
und auf den die SNB keinen Einfluss hat. Entspre-
chend hat die SNB in jüngerer Vergangenheit nur
punktuell gegen den starken Franken am Devisen-
markt interveniert.

Doch die Inflation liegt nicht nur in der Hand
der SNB. Auch Bundesbern muss eine Stabilitäts-
kultur beweisen, besonders bei den Finanzen. Das
ist immer weniger der Fall: Links-grüne Parteien
arbeiten konsequent an einer Demontage der
Schuldenbremse; neue Ausgaben werden mit er-
staunlicher Nonchalance beschlossen; und selbst
Minireformen wie das Entlastungspaket, das nur
das Ausgabenwachstum moderat senken will, stos-

sen auf heftigen Widerstand diverser Interessen-
gruppen. Dabei geht unter, dass solche Politik lang-
fristig den Inflationsdruck erhöht.

Auch die Arbeitsmarktpolitik muss mitspielen,
wenn die Teuerung unter Kontrolle gehalten werden
soll. Es braucht flexible Märkte, namentlich im Lohn-
bereich. Wohin es führt, wenn dies fehlt, zeigt Öster-
reich. Dort werden die Löhne an die Inflation der
letzten zwölf Monate gekoppelt – unabhängig davon,
ob die Wirtschaft boomt oder schrumpft. So verfes-
tigt sich die Inflation immer stärker im System und ist
kaum noch wegzubringen. Das Resultat: Österreichs
Inflation verharrt auf einem rund doppelt so hohen
Niveau wie jene im übrigen Euro-Raum.

Von solchen Verhältnissen ist die Schweiz weit
entfernt. Doch auch hier ist der Arbeitsmarkt nicht
mehr gar so liberal. Seit Einführung der EU-Per-
sonenfreizügigkeit verlangen die Gewerkschaften
immer neue Vorschriften, so auch beim neuen EU-
Vertrag. Einzeln wirken sie harmlos. In der Summe
führen sie aber zu steter Verkrustung – mit preistrei-
bender Wirkung. Es wäre vielleicht an der Zeit, dass
die Politik bei neuen Ausgaben und Regulierungen
stets auch die Inflationsfolgen abschätzen müsste.
Damit die Schweiz langfristig ein Land mit niedri-
ger Teuerung bleibt – zum Wohl von Arbeitnehmern
und Arbeitgebern.

US-Militärintervention in Venezuela

Gute Nachrichten für Taiwan
PHILIPP WOLF

Kaum war die amerikanische Militärintervention in
Venezuela vorbei, blickten Politiker und Beobach-
ter pessimistisch nach Taiwan, den von China bean-
spruchten Inselstaat. Die Kommandoaktion könnte
den Erzrivalen China zu einem ähnlichen Vorgehen
ermutigen, fürchtete etwa der demokratische Poli-
tiker Mike Warner. Andere Stimmen sahen in der
Intervention in Venezuela gar einen Freipass für
China im Umgang mit Taiwan.

Tatsächlich verdeutlichen die Intervention in
Venezuela und die Drohungen von US-Präsident
Donald Trump gegen Grönland kurz darauf aber
etwas ganz anderes: Die USA sind bereit, ihre Mili-
tärmacht einzusetzen, um ihre Rohstoffinteressen
zu wahren und zu sichern.

Richten die USA ihre Aussen- und Sicherheits-
politik konsequent danach aus, wären das erfreu-
liche Nachrichten für Taiwan. Denn die Insel ver-
sorgt die USA mit dem wichtigsten Rohstoff des
21. Jahrhunderts: modernsten Computerchips.

Die Chips bilden das Fundament der amerika-
nischen Technologieführerschaft, sind essenziell
für Entwicklungen wie künstliche Intelligenz (KI).
Amerikanische Unternehmen wie Nvidia treiben
die KI-Revolution zwar mit ihren Chips an. Aber

sie fertigen nur deren Design. Hergestellt werden
sie von der taiwanischen Firma TSMC.

Und obwohl TSMC auch in den USA modernste
Chips fertigt, werden gemäss Schätzungen immer
noch 90 Prozent davon auf Taiwan produziert.
Wahrscheinlich konzentrieren sich amerikanische
Rohstoffinteressen nirgends so stark an einem ein-
zigen Ort wie auf dieser Insel.

Experten des US-Handelsministeriums wissen
das schon lange. Bereits 2021, noch vor dem gegen-
wärtigen KI-Boom, verglichen sie die Konsequen-
zen eines Chip-Lieferunterbruchs für die USA mit
jenen der Grossen Depression in den 1930er Jah-
ren. Damals brach die amerikanische Wirtschaft um
einen Drittel ein.

Heute geht die grösste Gefahr für einen Liefer-
unterbruch zweifellos von einem chinesischen An-
griff auf Taiwan aus. Dabei würden die TSMC-Fa-
briken und -Labore auf der Insel entweder zerstört
oder würden in chinesischen Besitz übergehen.
Und weil die Forschung und die Entwicklung von
Chips nur im Hauptquartier auf Taiwan stattfinden,
ist zu bezweifeln, dass die TSMC-Fabriken in den
USA lange überleben könnten.

Das Kriegsszenario macht deutlich: Amerikas
Zugang zu modernsten Computerchips besteht nur,
solange Taiwan von China unbehelligt bleibt. Meint

es Trump also ernst mit seiner offensiven Rohstoff-
politik, müsste er Amerikas Militärmacht noch stär-
ker dazu einsetzen, China von einem Angriff auf
Taiwan abzuschrecken.

Das wäre ein Glücksfall für Taiwan. Noch im
Herbst hatten Gerüchte die Runde gemacht,
Trump strebe einen grossen, allumfassenden
Deal mit Chinas Machthaber Xi Jinping an, wo-
bei Trump Taiwan China überlassen könnte. Das
wäre der Freibrief für China gewesen, den einige
heute herbeireden. Legt Trump den Fokus nun
aber auf kritische Rohstoffe, wäre das Gegenteil
der Fall. Taiwan würde näher an die USA rücken
und würde besser geschützt.

Für die taiwanische Regierung sind das beruhi-
gende Aussichten – zumindest für den Moment.
Taiwan wird mit seiner Dominanz bei modernsten
Computerchips auf absehbare Zeit unersetzlich
bleiben für die USA und ihre Technologieführer-
schaft. Gleichzeitig müssen sich die Taiwaner aber
bewusst sein, dass die Amerikaner mit Hochdruck
daran arbeiten, ihre Abhängigkeit zu verringern.
Mit diesem Ziel hat Trump beispielsweise im
vergangenen Sommer den heimischen Chip-
hersteller Intel teilverstaatlicht. Der Schutz, den
Computerchips Taiwan heute bieten, wird nicht
ewig währen.

Auch Bundesbern
muss eine Stabilitätskultur
beweisen. Das ist
immer weniger der Fall.
Links-grüne Parteien
arbeiten an der Demontage
der Schuldenbremse.

Die Insel versorgt die USA
mit dem wichtigsten Rohstoff
des 21. Jahrhunderts:
modernsten Computerchips.
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Die Schweizer Pharmaindustrie nutzt das Momentum
Die Forderung des US-Präsidenten nach tieferen Medikamentenpreisen soll zu einem Umdenken in der hiesigen Standortpolitik führen

DIETER BACHMANN

Kurz vor Weihnachten präsentierte US-
Präsident Donald Trump Abkommen mit
neun Pharmakonzernen, darunter die bei-
den Schweizer Unternehmen Roche und
Novartis. Diese gelobten Medikamen-
tenpreissenkungen in den USA, dafür
sicherte ihnen die Regierung zu, dass sie
für drei Jahre keine Importzölle bezah-
len müssen.

Weniger Beachtung fand damals eine
andere Initiative der Trump-Regierung,
die gleichzeitig lanciert wurde. Konkret
geht es um zwei Programme, mit denen
der Präsident tiefere Preise für Arznei-
mittel erzwingen will. Auf solche Vehikel
muss er ausweichen, weil er nicht direkt
tiefere Preise verordnen kann. Mit den
beiden sogenannten Demonstrations-
modellen «Globe» und «Guard» weitet
Trump die Preissenkungen aus.

Anders als das zuvor gestartete frei-
willige Modell «Generous» sind diese nun
grundsätzlich verbindlich. Zudem betref-
fen sie die Patienten von Medicare, also
Rentner – und damit einen deutlich grös-

seren Anteil am Medikamentenmarkt.
Der entscheidende Punkt bei «Globe»
und «Guard»: Für die Preisfindung in den
USA fliesst auch ein, wie viel ein Arznei-
mittel in der Schweiz (und in anderen
Industrieländern) kostet.

Fehlen nun neue Medikamente?

Genau hier hakt die hiesige Pharmaindus-
trie ein. Für sie ist klar: Die Medikamen-
tenpreise in der Schweiz dürfen nicht zu
tief sein, weil dadurch jene auf dem viel
wichtigeren amerikanischen Markt eben-
falls nach unten gedrückt werden könn-
ten. Entsprechend würden die Firmen
neue Medikamente hier lieber gar nicht
erst auf den Markt bringen als zu tiefen
Preisen – zum Nachteil von Schweizer
Patienten. Im Falle eines Roche-Krebs-
mittels ist das bereits geschehen.

Trump hatte schon in seiner ersten
Amtszeit vergeblich versucht, die Preise
nach dem Prinzip der Meistbegünstigung
(most favored nation, kurz: MFN) an jene
in anderen Industrieländern anzuglei-
chen. «Jetzt zeigt sich, dass MFN nicht

nur ein theoretisches Problem ist», sagte
René Buholzer, Geschäftsführer von
Interpharma, am Donnerstag an einer
Medienkonferenz des Branchenverbands.

Bei genauerem Hinschauen ist aller-
dings nicht zu erwarten, dass Trumps
Modelle «Globe» und «Guard» in den
USA die Gewinne der Pharmafirmen in
einem existenziellen Ausmass beschnei-
den. Dafür ist ihr Umfang trotz der er-
weiterten Patientengruppe zu beschränkt.

Zudem sind laut einem Bericht der
Investmentbank Jefferies Novartis und
weitere Konzerne aufgrund ihres Deals
mit der US-Regierung von «Globe» und
«Guard» ausgenommen.Auch bei Roche
heisst es auf Anfrage: «Wir gehen da-
von aus, dass wir am ‹Generous›-Modell
teilnehmen und daher von ‹Globe› und
‹Guard› sowie anderen ähnlichen Model-
len ausgenommen sind.»

Dieser Umstand wirft die Frage auf, ob
sich Firmen, die keinen Deal mit Trump
abgeschlossen haben und bei den Model-
len mitmachen müssen, juristisch dagegen
wehren werden. Unklar ist weiter, wie die
US-Regierung für die Preissenkungen

überhaupt an die oft geheimen, effektiv
von ausländischen Gesundheitssystemen
bezahlten Preise kommt.

Verschiebung von Massnahmen

Dass der Druck auf die Pharmafirmen
nachlässt, ist jedoch nicht zu erwarten.
Für Interpharma geht es deshalb um
nichts Geringeres als eine Weichenstel-
lung, die der Standort Schweiz vorneh-
men muss. Damit meint der Verband
natürlich die Preispolitik, aber auch wei-
tere Rahmenbedingungen wie beispiels-
weise Doppelspurigkeiten bei der Zulas-
sung von Medikamenten oder den Auf-
wand, den es für die Durchführung von
klinischen Studien braucht.

Ein Ärgernis für die Industrie sind bei-
spielsweise die Kostenfolgemodelle, wie
sie das Kostendämpfungspaket 2 für die
obligatorische Krankenversicherung vor-
sieht. Hierbei müssten die Pharmafirmen
Rückerstattungen gewähren, wenn sie mit
einem Medikament einen gewissen Um-
satz erreichen.Angesichts der neuen Um-
stände durch Trumps Preissenkungsoffen-

sive liess der Verband durchblicken, dass
eine Verschiebung dieser Massnahme in
der Schweiz wünschenswert wäre.

Das Trump-Momentum nutzt Inter-
pharma für ihre Forderungen, die sie
zum Teil auch schon lange vor der Offen-
sive des US-Präsidenten aufgebracht hat.
Zum Beispiel jene nach einer nationalen
Pharmastrategie. Erst jetzt hatte das An-
liegen in Bern eine Chance. Eine Motion
der Basler SP-Ständerätin Eva Herzog
dazu wurde im Herbst im Ständerat ein-
stimmig angenommen. Nun muss sich der
Bundesrat über das Thema beugen, ob-
wohl er ursprünglich keine Notwendig-
keit dafür gesehen hatte.

In der Zwischenzeit hat beispielsweise
Deutschland eine solche Strategie zur
Stärkung des Standorts bereits erarbei-
tet. Im Nachbarland und auch anderswo
dürfte man spätestens in der Pandemie
und bei den unterbrochenen Lieferketten
bemerkt haben, dass eine eigene Pharma-
produktion ein Vorteil ist. Mit Trumps
Forderungen an die Industrie ist das Be-
wusstsein um den internationalen Kon-
kurrenzkampf noch zusätzlich gestiegen.


